
18 

 

Info Nr. 181/Aug. 2019 

DAS WIRD NICHTS 
Teil II 

Nachdem der Deutsche Bundestag in einer sog. Orientierungsde-

batte Ende November 2018 über die Widerspruchslösung 

diskutiert hat (wir berichte- ten, s. Info 

Nr. 180, ab Seite 16), wur- den am 26. 

Juni 2019 die mittlerwei- le einge-

brachten Gesetzes- Entwürfe 

in einer ersten Lesung beraten. 

A 
uf den ersten Blick mag 

der interfraktionelle Ge-

setzes-Entwurf zur Wi-

derspruchslösung im Vorteil sein, 

denn darunter sind die Namen 

von 220 Abgeordneten aufge-

führt. Darunter befinden sich die 

Bundeskanzlerin Angela Merkel, 

die Minister Heiko Maas (SPD), 

Hubertus Heil (SPD), Andreas 

Scheuer (CSU) und Anja Kar-

liczek (CDU) sowie aus der Links-

partei die bekannten Namen Gre-

gor Gysi u n d 

S a h r a 

Wagenknecht. Und natürlich Jens 

Spahn 

( C D U ) , 

der die Dis-

kussion um die Wi-

derspruchslösung initiiert und den 

Gesetzes-Entwurf mit der Be-

zeichnung „Gesetz zur Regelung der 

doppelten Widerspruchslösung im 

Transplantationsgesetz“ vorgelegt 

hat. 

Von den Bundestagsabgeord-

neten aus Hamburg stehen die 

Namen Niels Annen (SPD), 

Fabio de Masi (Linke), Johan-

nes Kahrs (SPD) sowie 

Christoph Ploß (CDU) auf 

der langen Liste. 

Der alternative Gesetzes-

Entwurf einer ebenfalls 

interfraktionellen Abge-

ordneten-Gruppe um An-

nalena Baerbock (Grüne) 

und Katja Kipping (Linke) 

mit der Bezeichnung „Gesetz 

zur Stärkung der Entscheidungsbe-

reitschaft bei der Organspende“ ist 

dagegen „nur“ von 191 Abgeord-

neten unterzeichnet. Darunter be-

finden sich die neue EU-

Kommissions-

präsidentin Ur-

sula von der 

Leyen (CDU), der 

ehemalige Außen-

minister Siegmar 

Gabriel (SPD), der FDP

-Vorsitzende Christian 

Lindner sowie die Grünen-

Prominenz von Katrin Göring-

Eckardt und Anton Hofreiter bis 

Claudia Roth und Jürgen Trittin.  

Aus Hamburg sind es Matthias 

Bartke (SPD) und Wieland Schin-

nenburg (FDP). Damit konnten 

sich von den 16 aus Hamburg 

kommenden Bundestagsabgeord-

neten offensichtlich 10 noch nicht 

für die eine oder andere Variante 

entscheiden. 

Für den Erfolg der Gesetzes-

Initiativen ist es letztendlich uner-

heblich, wie viele Personen sich 

am Anfang für die jeweilige Rege-

lung der Organspende entschei-

den. Das Abstimmungsergebnis 

zählt. Und da sehe ich trotz der 

größeren Zahl der „Follower“ für 

die Widerspruchlösung schwarz. 

220 wären gerade 31% der Ge-

samtstimmen des Bundestages mit 

709 Abgeordneten.  

Wenn sich hiervon 191 Abge-

ordnete gegen die Widerspruchs-

Von Jens Tamcke 

Organspende 
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l ö s u n g positio-

niert haben, die AfD mit 91 Abge-

ordneten und einem eigenen Ge-

setz-Entwurf ohnehin komplett 

dagegen stimmen wird ebenso wie 

die Grünen mit 67 Stimmen (denn 

es findet sich niemand auf der Wi-

derspruchs-Seite), bleiben 360 po-

tentielle Stimmen für die Wider-

spruchslösung. Das wäre die 

Mehrheit. Da sich aber sowohl 

unter den FDP- als auch den Lin-

ken-Abgeordneten (80 bzw. 69 

Stimmen) viele Widerspruchs-

Skeptiker befinden, kann ich mir 

nicht vorstellen, dass es für ei-

ne Mehrheit am Ende reichen 

wird.  

Wir haben auf unserer 

I n t e r n e t s e i t e  u n t e r 

„Aktuelles“ die Möglich-

keit geschaffen, die drei 

Gesetzes-Entwürfe im 

Wortlaut und mit Begrün-

dung aufzurufen. Außerdem 

finden Sie dort einen Link zu 

den Videoaufnahmen der einzel-

nen Wortmeldungen in der Bun-

destagsdebatte am 26. Juni 2019 

und die Möglichkeit, das Bundes-

tagsprotokoll nachzulesen.  

Neue Erkenntnisse sind diesen 

Unterlagen nicht zu entnehmen. 

Die Debatte war wieder streng 

reglementiert. Sie war auf zwei 

Stunden mit 24 Redebeiträgen be-

grenzt, also 5 Minuten pro Per-

son. Außerdem war offenbar 

festgelegt, was im Protokoll 

an sehr versteckter Stelle zu 

erfahren war, dass die Rede-

beiträge immer abwech-

selnd pro und contra Wi-

derspruchlösung waren. 

Ein Rückschluss auf ein 

späteres Abstimmungser-

gebnis war dadurch natürlich 

unmöglich.  

Im übrigen hatten von den 24 

Rednerinnen und Redner bereits 

14 in der Orientierungsdebatte 

Ende November letzten Jahres 

gesprochen.  

Nun aber zu den Inhalten der 

Gesetzes-Entwürfe. Der wesentli-

che Charakter der Widerspruchs-

lösung dürfte zwar hinlänglich be-

kannt sein, trotzdem hier noch-

mals die wichtigsten Fakten aus 

der Begründung zum Gesetzes-

Entwurf von Jens Spahn und Co.: 

„Nach dem Gesetzentwurf gilt jede 

Person als Or- gan- oder Ge-

webespender, es sei denn, es liegt ein er-

klärter Widerspruch oder ein der Organ

- oder Gewebeentnahme entgegenstehen-

der Wille vor. Ist dies nicht der Fall, ist 

anders als bei der bisherigen Entschei-

dungslösung eine Organ- und Gewebe-

entnahme bei Vorliegen der sonstigen 

Voraussetzungen zulässig. 

Um eine größere Rechtssicherheit mit 

Blick auf die Dokumentation einer Er-

klärung zur Organ- und Gewebespende 

zu erlangen, bedarf es mit Einführung 

der doppelten Widerspruchslösung eines 

Registers, in dem die Bürgerinnen und 

Bürger ihre Erklärung zur Organ- oder 

Gewebespende eintragen lassen können.“ 

Dieses Register soll eine Behörde 

im Geschäftsbereich des Bundes-

gesundheitsministeriums organi-

sieren und führen. Der entneh-

mende Arzt soll gesetzlich ver-

pflichtet werden, vor der Entnah-

me durch eine Anfrage beim Re-

gister zu klären, ob ein Wider-

spruch vorliegt. Weiter heißt es in 

der Begründung: „Entscheidend ist 

der Wille des möglichen Organ- oder 

Gewebespenders. Dem nächsten Ange-

hörigen des möglichen Organ- oder Ge-

webespenders steht kein eigenes Ent-

scheidungsrecht zu, es sei denn, der mög-

liche Spender ist minderjährig und hat 

keine eigene Erklärung abgegeben. Der 

nächste Angehörige ist vom Arzt, der 

die Organ- oder Gewebeentnahme vor-

nehmen oder unter dessen Verantwor-

tung die Gewebeentnahme vorgenom-

men werden soll, nur darüber zu 

befragen, ob ihm ein schriftlicher 

Widerspruch oder ein der Organ- 

oder Gewebeentnahme entgegen-

stehender Wille des möglichen 

Organ- oder Gewebespenders 

bekannt ist. Weitergehende 

Nachforschungen obliegen dem 

Arzt nicht.“ Die neuen Rege-

lungen sollen mit einer umfas-

senden Aufklärung und Informa-

tion der Bevölkerung vor Inkraft-

treten des Gesetzes einhergehen. 

In dem Gesetzes-Entwurf der 

anderen Abgeordnetengruppe 

bleibt es im Grunde bei der jetzi-

gen Entscheidungslösung. Der 

Bürger müsste also nach wie vor 

aktiv seine Bereitschaft zur Or-

ganspende erklären. Der Unter-
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schied zur augenblicklichen Situa-

tion ist, dass die Erklärung durch 

eine entsprechende Eintragung in 

ein beim Deutschen Institut für 

Medizini- sche Do-

kumentation und Infor-

mation eingerichtetes Online-

Register erfolgen kann. Hier ist es 

also ein Positiv-Register, während 

die Widerspruchslösung ein Nega-

tiv-Register vorsieht. Die Eintra-

gungen muss der Bürger wohl 

selbst vornehmen. Dazu heißt es 

im Entwurfstext: „Personen, die das 

16. Lebensjahr vollendet haben, können 

zu jeder Zeit in dem Register eine Er-

klärung zur Organ- und Gewebespende 

abgeben, ändern oder widerrufen.“ Da-

nach folgt, für mich etwas verwir-

rend, der Satz „Ein Widerspruch ge-

gen die Organ- und Gewebespende kann 

im Register erst mit Vollendung des 14. 

Lebensjahrs selbst erklärt werden.“ Of-

fenbar kann in dem Register nicht 

nur die Zustimmung zur Organ-

spende erklärt werden, sondern 

auch die Ablehnung, obwohl doch 

das eine das andere ausschließt 

oder ausschließen sollte. 

Im Gesetzes-Entwurf heißt es 

ferner: „Die für die Ausstellung und 

die Ausgabe von Personalausweisen, 

Pässen ... zuständigen Stellen des Bun-

des und der Länder stellen sicher, dass 

die Abgabe einer Erklärung zur Organ

- und Gewebespende vor Ort erfolgen 

kann.“ (Sind es nicht die Kommu-

nen, die Ausweise ausgeben?). Wie 

diese Erklärung im einzelnen er-

folgen kann und auf welchem We-

ge sie ins Register kommt, bleibt 

offen. In den Erläuterungen zu 

dem entsprechenden Gesetzes

-Passus findet man folgen-

den Hinweis: „Die Entschei-

dung zur Bereitschaft der Or-

ganspende kann wie bisher un-

ter anderem auf einem Organ-

spendeausweis, in einer Patien-

tenverfügung und zukünftig 

auch online in einem Register 

dokumentiert werden.“  Und: 

„Informationen und/oder Beratun-

gen werden durch die Bundeszentrale 

für gesundheitliche Aufklärung, Kran-

kenkassen, Ärztin-

nen und Ärz-

te, Aus-

weisstellen 

und Auslän-

derbehörden zur 

Verfügung gestellt.“ 

Eine Beratung durch die Aus-

weisstellen soll nicht erfolgen. Ich 

schließe daraus, dass die Ausweis-

stellen keine Eintragung für den 

Bürger in das Register vornehmen 

(dürfen). Und den Besuch der 

Ausweisstelle stelle ich mir wie 

folgt vor: Am äußersten Ende des 

Tresens (sofern einer da ist) oder 

sonst irgendwo im Raum findet 

sich ein - mit der Zeit verstaubter 

und verblasster - Aufsteller, in 

dem sich die Aufklärungsunterla-

gen und ein Organspendeausweis 

befinden. Wenn es gut läuft, wird 

der Bürger von der freundlichen 

Bedienung auf das Material hinge-

wiesen und wenn es noch besser 

läuft, nimmt der Bürger es mit. 

Was dann passiert, wissen wir ja: 

Nur 34% haben einen Organspen-

deausweis. Daran wird auch die 

vorgesehene Beratung durch Ärz-

te nicht viel ändern. Und die Aus-

weisstellen sucht man nur in ei-

nem Abstand von 10 Jahren auf. 

Das Schlimme an diesem Or-

ganspende-Erklärungsverfahren 

ist das Unklare, das durch die 

Vielzahl der Erklärungsmöglich-

keiten und der Beteiligten ent-

steht. Register, Organspendeaus-

weis, Patientenverfügung, Aus-

weis-Ausgabestellen, Ärz-

te, Bundeszentrale für 

gesundheitliche Auf-

klärung, Deutsches 

Institut für Medi-

zinische Doku-

mentation und 

I n f o r m a t i o n 

usw. usw.  

Wie soll da der 

Entnahmearzt in 

der erforderli-

chen Zeit den Wil-

len des potenziellen 

Organspenders feststel-

len? 

Nun mag man einwenden, dass 

die Menschen ihre persönlichen 

Angelegenheiten gegenüber z. B. 

Banken, Behörden und anderen 

öffentliche Einrichtungen immer 

häufiger auf elektronischem Wege 

regeln, sich also das Register im 

Laufe der Zeit als Haupt-

Auskunftsmöglichkeit durchset-

zen wird. Dann wäre es aber bes-

ser, schon heute nur diesen Weg 

für die Erklärung zur Organspen-

de anzubieten und den Bürger zu 
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animieren, sich dort zu erklären, 

ggf. mit Unterstützung eines Arz-

tes/einer Arztpraxis oder einer 

Behörden-Dienststelle.  

Sollte sich die Entscheidungs-

Lösung durchsetzen, sehe ich 

dadurch keine nennenswerte Er-

höhung der Organspendezahlen. 

Den Gesetzes-Entwurf der 

AfD habe ich hier ausgelassen, 

weil er keine Rolle bei der Ent-

scheidung über das zukünftige 

Verfahren spielen dürfte.  

Die drei erwähnten Gesetzes-

Entwürfe sind vom Parlament in 

die Beratung durch die Fach-

ausschüsse für Gesundheit 

sowie Recht und Verbrau-

cherschutz überwiesen wor-

den. Dieser Verfahrens-

schritt findet nach der parla-

mentarischen Sommerpause 

ab etwa Mitte September 

statt, so dass bis Jahresende 

wohl mit einer abschließenden 

Abstimmung im Plenum des Bun-

destages zu rechnen ist. Wir wer-

den berichten 

Leserbrief 
„Frische Brise“ 
Du gehst durch die Natur, der Wind 

streicht sanft über dein Gesicht, du ge-

nießt es.  

Es ist live. 

Du bist traurig, die Tränen fließen ohne 

Ende. Plötzlich kommt einer und nimmt 

dich in den Arm. Er kann deinen Kummer 

nicht tilgen, aber der Kummer ist beinahe 

verflogen.  

Es ist live. 

Wochenende! Es könnte so gut sein, 

aber irgendetwas stimmt nicht. Du fühlst 

dich komisch, weißt nicht, was du tun 

sollst. Panik!!!! Krankenhaus oder was???? 

Plötzlich fällt dir ein, da war doch Frau So-

wieso, die hatte so etwas Ähnliches. Ob 

ich sie anrufen kann? Am Wochenende? 

JA, kannst du. Nach 10 Minuten ist der 

Drops gelutscht, sie konnte dich beruhi-

gen. „Kenn ich, das dauert 2-3 Tage, und 

dann ist es vorbei“. 

Es ist (beinahe) live. 

Du kannst Stunden im Netz zubringen, 

aber es bleibt halt kalt (über Hautrezep-

toren oder Gehör möchte ich mich nicht 

an dieser Stelle auslassen). 

Für mich war vor 21 Jahren eine per-

sönliche Begegnung, das Gespräch, le-

benserhaltend! 

Durch die positive Ausstrahlung eines 

älteren Patienten, der nie transplantiert 

werden konnte, hat es bei mir Klick ge-

macht. Am Anfang meiner Dialyse hatte 

ich mir ganz klar eine Grenze von 5 Mo-

naten gesetzt, dann wollte ich mich vom 

Acker machen. 

Diese Begegnung hatte bei mir sofort 

den Schalter umgelegt: „Was er kann, 

das schaffst du auch!“ Für mich ist eben 

der persönliche Kontakt wichtig. Die Au-

gen, die Nase, der Mund. 

An dem Spruch ist was dran: Geteilte 

Freude ist …. usw. 

Lass es dir durch den Kopf gehen: Der 

real vorhandene Mitpatient fühlt ähnlich 

wie du - nicht dein Mann, deine Frau, die 

Freunde.   

Manchmal denke ich, wir sind alle wie 

siamesische Zwillinge. Manchmal sogar 

ohne Worte. 

Ich hoffe, wir werden uns mal kennen-

lernen! 

Hinweis der Redaktion: Sie können Ha-

na in der Geschäftsstelle immer am 

Dienstag von 10:00 bis 12:00 Uhr und am 

Donnerstag von 16:00 bis 18:00 Uhr spre-

chen: Telefonnummer: 040-57 12 81 82 

 
Hana Ramm 


